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Für die Mitglieder der Deutschen ()r- Grundlegende Themen standen ın den
densobernkonferenz (DOK und der ÄArt- etzten Jahren auf den Tagesordnungen
beitsgemeinschaft carıtablıver Unterneh- der gemeiınsamen Kegelkommuni1ikatlo-
I1NEeCN (AcU) hat dQas Arbeitsrecht Ce1nNe NCN

sgrundlegende Bedeutung. Vor dem Entwicklung der Altersversorgung
Hintergrund der Existenzsicherung 1h- und Reform der Katholischen fu- Ug olSUOPJU
Iecr Einrichtungen, Ihenste und er satzversorgungskasse (KZVK],
arbeıiten OQıe beiden Interessenvertretun- Novelle der Mitarbelitervertretungs-
gen vertrauensvoll Ce1M. DIe ordnung },
ompetenzen VO  — DOK und AcU ergan- Öffnungsklauseln für Ordensgeme1in-
Ze1 sich hlerbel SINNVOL. Beiden Urga- schaften,
NısatNlonen 1st der Frhalt des Dritten ahlen ın Qie Arbeıitsrechtlichen
e  es und dessen Weiterentwicklung OMMLUSSIONEN und Beteiligun ın

e1nem kırcheneilgenen, funktonsfä- den KOommıss1ıOnNnen ZU!r Ordnung M1Ö-
1  en und ausgewogenen arıl- und ZeS4ATNECN Arhbh eitsvertragsrechts (KO-
Arbeıitsrechtsregelungssystem wichtig en)
IIe Vorstände VOTl AcU und DOK halten SOWIE OQıe /7ukunft des Dritten e  es
( €] für bedeutsam, 1 Rahmen 1h- und die Auswirkungen der Novelle
IcrT Tarıfpolitik mi1t e1ıner St1ımme der Grundordnung.
sprechen. Deshalb en S1P hereIits VOT

fünf Jahren 1m Apnl 2017 C1INe KO- Reform der Katholischen
operationsvereinbarung geschlossen. ZusatzversorgungskasseSe1t dem Ahbschluss der Kooperat1ons-
vereinbarung U1ımmMen sich Vertreter IIe Entwicklung der KZVK War und 1st
der Vorstände SOWIE OQıe Geschäftsstel- Ce1INEes der wichtgsten Themen für OQıe
len hbeider Urganisationen 1 Rahmen Mitglieder VO  — DOK und AcU und OQıe
VOTl Kegelkommunikationen CNS M1LEe1- VO  — Ihnen repräsentlerten Einrtichtun-
nander ah S1e INformleren sich über gen.
akTUEelle tarı!polltische Themen und La- Bereıts 2011 1st ( hbeiden Urganıisatlo-
rıfstrategische Posıtionlerungen un NCNn elungen, ın e1nem gemeiınsamen
Stellungnahmen und erarbeıiten enTi- Informationspapler dIie ür dIie Einrich-
sprechende Orlagen für Ae Jewelligen tungen relevanten Fragen ZU!r KZVKEK m1t
Vorstände. Qieser klären und den M1  Jledern 215215
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Theresa Otte / Lars Westinger

Kirchliches Arbeitsrecht aktiv gestalten und 
tarifpolitische Herausforderungen meistern
Langjährige Kooperation zwischen DOK und AcU -- ein Blick 
zurück und nach vorn

Für die Mitglieder der Deutschen Or-
densobernkonferenz (DOK) und der Ar-
beitsgemeinschaft caritativer Unterneh-
men (AcU) hat das Arbeitsrecht eine 
grundlegende Bedeutung. Vor dem 
Hintergrund der Existenzsicherung ih-
rer Einrichtungen, Dienste und Werke 
arbeiten die beiden Interessenvertretun-
gen vertrauensvoll zusammen. Die 
Kompetenzen von DOK und AcU ergän-
zen sich hierbei sinnvoll. Beiden Orga-
nisationen ist der Erhalt des Dritten 
Weges und dessen Weiterentwicklung 
zu einem kircheneigenen, funktionsfä-
higen und ausgewogenen Tarif- und 
Arbeitsrechtsregelungssystem wichtig. 
Die Vorstände von AcU und DOK halten 
es dabei für bedeutsam, im Rahmen ih-
rer Tarifpolitik mit einer Stimme zu 
sprechen. Deshalb haben sie bereits vor 
fünf Jahren – im April 2012 – eine Ko-
operationsvereinbarung geschlossen.
Seit dem Abschluss der Kooperations-
vereinbarung stimmen sich Vertreter 
der Vorstände sowie die Geschäftsstel-
len beider Organisationen im Rahmen 
von Regelkommunikationen eng mitei-
nander ab. Sie informieren sich über 
aktuelle tarifpolitische Themen und ta-
rifstrategische Positionierungen und 
Stellungnahmen und erarbeiten ent-
sprechende Vorlagen für die jeweiligen 
Vorstände.

Grundlegende Themen standen in den 
letzten Jahren auf den Tagesordnungen 
der gemeinsamen Regelkommunikatio-
nen: 
• Entwicklung der Altersversorgung 

und Reform der Katholischen Zu-
satzversorgungskasse (KZVK), 

• Novelle der Mitarbeitervertretungs-
ordnung (MAVO), 

• Öffnungsklauseln für Ordensgemein-
schaften, 

• Wahlen in die Arbeitsrechtlichen 
Kommissionen und Beteiligung in 
den Kommissionen zur Ordnung diö-
zesanen Arbeitsvertragsrechts (KO-
DA-en) 

• sowie die Zukunft des Dritten Weges 
und die Auswirkungen der Novelle 
der Grundordnung.

Reform der Katholischen 
Zusatzversorgungskasse (KZVK)

Die Entwicklung der KZVK war und ist 
eines der wichtigsten Themen für die 
Mitglieder von DOK und AcU und die 
von ihnen repräsentierten Einrichtun-
gen. 
Bereits 2011 ist es beiden Organisatio-
nen gelungen, in einem gemeinsamen 
Informationspapier die für die Einrich-
tungen relevanten Fragen zur KZVK mit 
dieser zu klären und den Mitgliedern 



VO  — AcU und DOK ZUT Verfügung KZVKEK 11UrTr über 1mM mMer welter steigende
tellen Beitragserhöhungen erreicht werden
Im Rahmen des Keformprozesses der kann. Fıne Abkoppelun der KZVK VOTl

KZVK Sind DOK und AcU VOTl an der Entwic  ung des Ööffentlichen
gegenüber dem Verband der IHOZe- 1enstes erscheint er mnngen DE-

SC Deutschlands (VDD SOWIE ertre- hboten Doch Ailese Entscheidung hat
tern der KZVK gemeinsam aufgetreten. weIltreichende Konsequenzen und 111
AcU un DOK repräsentleren e1inen er gut edacht werden. em
großen Teıl er Beschäftgten der ka- kommt ( dQarauf d  $ AQass alle eteili1g-
tholischen Einrichtungen, Oie der ten Qieser Entscheidun: mıtwIirken.
KZVK betelligt SINd. Deshalhb en S1P Eın weIıteres wichtiges nliegen VO  —

ın den Gesprächen ZU Keformprozess DOK und AcU 1st, Qass dIie der KZVK
der KZVK e1in unmiıttelbares Beteili- bete1ilı  en Unternehmen arnhneı für
gungsrecht für Iräager ın den Aufsichts- Sicherheits- oder Ah standszahlungen
sgremlen der KZ aktıv eingefordert. he] Beteiligungen oder Beend1-
Se1t Anfang des Jahres 2017 1st Ae AcU gungen der Beteiligungen brauchen. Ihhe
1U  — ın der Vertreterversammlung der isherige Praxı]s der KZVK macht Struk-
KZVK turentscheidungen he]l kırchlichen {Iräa-
Das Leistungsversprechen ın gern ftmals nahezu unmöglich. 1er
Koppelung die Altersvorsorge des I11NUSS &e1iNe Lösung eIunden werden, Ae
Öffentlichen 1eNsTEes <allı als C1INe den Interessen er Beteıilı  en erecht
sentliche Ursache afür, Qass dQas Ziel wWwIrd. Besonders rängen SINa derzeıit
e1ner vollständig kapıtalgedeckten auch Ae Fragen, dIie der CUu«CcC Fiınanzle-

rungsbeitrag der KZVK ufwırft

Novelle der
Iheresa ( )tEte Miıtarbeitervertretungsordnung

Ihe Novelle der Mitarbeitervertretungs-
ordnung (MAVO) 1st en weIlteres wıch-
1  ( ema 1m Rahmen der Kooperatl-

Vertreter VOT DOK und AcU en
hereIits VOT einıgen Jahren erreicht, Qass

Iheresa ( )tte SE UrISEnNn hr |hemen- C1INe Unternehmensmitbesummung m1t
weltgehenden Folgen für ihre Mitglıe-schwerpunkt SE SAl Jahren dQas
der 1 kırc  ıchen Bereich och niıchtKıIrchliche Ärbeitsrech ach er
eingeführt WITrd.Mıtarbelt. eINnem umfangreichen uch 1 Rahmen der aktuellen Ovel-Projekt eINnem InNOovatıven Entgelt-

mMocCe!| UnNC Cer Tätigkeit m Harsonal- lerung der AVOÜ en AcU und DOK
EINeESsS großen Trägers SE GIP CNS zusammengearbeiltet. Der a kKTUelle

SAl MX} sStelvertretende E SCHaTLS- Kegelungsentwurf der Novelherun der
Rahmen-MAVO Ss]ieht drel wesentlicheUunrerın der Arbeitsgemeinschaft

CaNtaLVvVer Unternehmen Neuregelungen VOT: Novellierungen
216 ZU Einrichtungsbegrift, ZUT (jesamt-216

von AcU und DOK zur Verfügung zu 
stellen. 
Im Rahmen des Reformprozesses der 
KZVK sind DOK und AcU von Anfang 
an gegenüber dem Verband der Diöze-
sen Deutschlands (VDD) sowie Vertre-
tern der KZVK gemeinsam aufgetreten. 
AcU und DOK repräsentieren einen 
großen Teil aller Beschäftigten der ka-
tholischen Einrichtungen, die an der 
KZVK beteiligt sind. Deshalb haben sie 
in den Gesprächen zum Reformprozess 
der KZVK ein unmittelbares Beteili-
gungsrecht für Träger in den Aufsichts-
gremien der KZVK aktiv eingefordert. 
Seit Anfang des Jahres 2017 ist die AcU 
nun in der Vertreterversammlung der 
KZVK vertreten.
Das Leistungsversprechen in enger 
Koppelung an die Altersvorsorge des 
öffentlichen Dienstes gilt als eine we-
sentliche Ursache dafür, dass das Ziel 
einer vollständig kapitalgedeckten 

KZVK nur über immer weiter steigende 
Beitragserhöhungen erreicht werden 
kann. Eine Abkoppelung der KZVK von 
der Entwicklung des öffentlichen 
Dienstes erscheint daher dringend ge-
boten. Doch diese Entscheidung hat 
weitreichende Konsequenzen und will 
daher gut bedacht werden. Zudem 
kommt es darauf an, dass alle Beteilig-
ten an dieser Entscheidung mitwirken.
Ein weiteres wichtiges Anliegen von 
DOK und AcU ist, dass die an der KZVK 
beteiligten Unternehmen Klarheit für 
Sicherheits- oder Abstandszahlungen 
bei neuen Beteiligungen oder Beendi-
gungen der Beteiligungen brauchen. Die 
bisherige Praxis der KZVK macht Struk-
turentscheidungen bei kirchlichen Trä-
gern oftmals nahezu unmöglich. Hier 
muss eine Lösung gefunden werden, die 
den Interessen aller Beteiligten gerecht 
wird. Besonders drängend sind derzeit 
auch die Fragen, die der neue Finanzie-
rungsbeitrag der KZVK aufwirft. 

Novelle der 
Mitarbeitervertretungsordnung

Die Novelle der Mitarbeitervertretungs-
ordnung (MAVO) ist ein weiteres wich-
tiges Thema im Rahmen der Kooperati-
on. Vertreter von DOK und AcU haben 
bereits vor einigen Jahren erreicht, dass 
eine Unternehmensmitbestimmung mit 
weitgehenden Folgen für ihre Mitglie-
der im kirchlichen Bereich noch nicht 
eingeführt wird.
Auch im Rahmen der aktuellen Novel-
lierung der MAVO haben AcU und DOK 
eng zusammengearbeitet. Der aktuelle 
Regelungsentwurf der Novellierung der 
Rahmen-MAVO sieht drei wesentliche 
Neuregelungen vor: Novellierungen 
zum Einrichtungsbegriff, zur Gesamt-

Theresa Otte ist Juristin. Ihr Themen-
schwerpunkt ist seit 14 Jahren das 
kirchliche Arbeitsrecht. Nach der 
Mitarbeit an einem umfangreichen 
Projekt zu einem innovativen Entgelt-
modell und der Tätigkeit im Personal-
wesen eines großen Trägers ist sie 
seit 2008 stellvertretende Geschäfts-
führerin der Arbeitsgemeinschaft 
caritativer Unternehmen (AcU).

Theresa Otte



mitarbeitervertretung und ZU Wırt-
schaftsausschuss. Eın wichüger Erfolg
konnte zunächst ın verfahrensrechtli- | ars
cher Hinsicht erzIlelt werden. €e1: ()r- VVestinger
ganısatlıonen konnten urc eıgene
Vertreter ın der Arbeıitsgruppe ZU!r

O-Novelllerun mıtwIirken. Das wWar ın
der Vergangenheıt nicht der Fall In-
1C konnten Ae ertretfer VOTl DOK
und AcU erreichen, Qass der Regelungs- l ars VVestinger egte mach dementwurf keine uneingeschränkte Pflicht Stucium der Hechtswissenschaft n
ZUT Bıldung e1iner Gesamtmitarbeiter- Her Ulale der Heferendaratszel n
vertretung vorsieht. Nach dem Jetzıgen Koblenz 21085 dQas ZWEILE JurıstischeKegelungsvorschla 1sT ür Ae Bıldung Staatsexamen ab Hr ST ECNESaN-
Ce1ner Gesamtmitarbeltervertretung der WaIlt D] der Deutschen (rdensobern-
Antrag Ce1ner /3-Mehrheit der 1Lar- KonTerenz n onnn m Hahmen Ug olSUOPJUbeltervertretungen hzw. der ra der sSAINer Tätigkelt era JeSP SCOWIE
Mitarbeiltervertretungen, AIie mehr als Cle Höheren ()beriınnen UMNC ()beren
dIie Hälfte der Mitarbeitenden reprasen- n PPC|  Ichen rragestellungen. Inen
Qeren, erforderlich uberdem konnte Ihemenschwerpunkt DIICet,] dQas
erreicht werden, Qass 1in Wirtschafts- Ärhbelitsrech
ausschuss niıcht ın Jeder Einrichtung
e  1  e werden I11USS. Voraussetzung
1st entweder dQas Bestehen e1ıner (1e- gelegenheiten CNg abstiımmen. el
samtmitarbeltervertretung oder dQas Be- Urganisationen sehen e1iNe Unterneh-
schäftugen VO  — mındestens 200 ltar- mensmitbestimmung 1m kırc  ıchen
hbeitern. Darüber hinaus konnte auch Bereich schr krntsch.
en LÜr Ae Mitglieder der DOK heson-
ders wichüges rgebn1s erzlelt werden: Öffnungsklauseln für
OQıe Kegelungen ZUT Einrichtung e1INESs
Wiıirtschaftsausschusses SOWIE ZU!r NIOT- Ordensgemeinschaften
mation ın wIrtschaftlichen Angelegen- Öffnungsklauseln für ordensnahe atıg-
heliten sollen ausschließlich für Arıtt- keitsfelder SsSind en welteres Ziel, dQas
mIıttelHhnanzlerte Einrichtungen gelten. DOK un AcU verfolgen, vIelen
Im Junı 2017 wIrd dIie Vollversammlung Gemelinschaften den instie 1NSs kır-
der Deutschen Bischofskonferenz letzt- cheneigene Arbeitsrecht rmög]l1-
ndlich über den ntwurf der AVO- chen un dQamıt e1ne Voraussetzung
Novellierun entscheiden. Zzu Frhalt des Dntten Wegs schaf-
uch ın /7ukunft werden sich AcU und fen. 1ele ın tradıNnonellen Ahtelien VOT-—

DOK 1m ın  1C aul e1ne mö  1C  e kommende Tätgkeitsfelder werden VO  —

Einführung Ce1nNer Unternehmensmitbe- kırchlichen Vergütungssystemen häufig
stimmung hbzw. Qie Ausweıtung VO  — nicht erfasst, Qa keine vergleichbaren
Informathons- und Mitwirkungsrechten Personengruppen 1m Aö zesanen hzw.
der Mitarbeiter ın wIrtschaftlichen AÄAn- carntatlıven Bereich vorhanden SINd. IIe 217217
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mitarbeitervertretung und zum Wirt-
schaftsausschuss. Ein wichtiger Erfolg 
konnte zunächst in verfahrensrechtli-
cher Hinsicht erzielt werden. Beide Or-
ganisationen konnten durch eigene 
Vertreter in der Arbeitsgruppe zur MA-
VO-Novellierung mitwirken. Das war in 
der Vergangenheit nicht der Fall. In-
haltlich konnten die Vertreter von DOK 
und AcU erreichen, dass der Regelungs-
entwurf keine uneingeschränkte Pflicht 
zur Bildung einer Gesamtmitarbeiter-
vertretung vorsieht. Nach dem jetzigen 
Regelungsvorschlag ist für die Bildung 
einer Gesamtmitarbeitervertretung der 
Antrag einer 2/3-Mehrheit der Mitar-
beitervertretungen bzw. der Antrag der 
Mitarbeitervertretungen, die mehr als 
die Hälfte der Mitarbeitenden repräsen-
tieren, erforderlich. Außerdem konnte 
erreicht werden, dass ein Wirtschafts-
ausschuss nicht in jeder Einrichtung 
gebildet werden muss. Voraussetzung 
ist entweder das Bestehen einer Ge-
samtmitarbeitervertretung oder das Be-
schäftigen von mindestens 200 Mitar-
beitern. Darüber hinaus konnte auch 
ein für die Mitglieder der DOK beson-
ders wichtiges Ergebnis erzielt werden: 
die Regelungen zur Einrichtung eines 
Wirtschaftsausschusses sowie zur Infor-
mation in wirtschaftlichen Angelegen-
heiten sollen ausschließlich für dritt-
mittelfinanzierte Einrichtungen gelten. 
Im Juni 2017 wird die Vollversammlung 
der Deutschen Bischofskonferenz letzt-
endlich über den Entwurf der MAVO-
Novellierung entscheiden.
Auch in Zukunft werden sich AcU und 
DOK im Hinblick auf eine mögliche 
Einführung einer Unternehmensmitbe-
stimmung bzw. die Ausweitung von 
Informations- und Mitwirkungsrechten 
der Mitarbeiter in wirtschaftlichen An-

gelegenheiten eng abstimmen. Beide 
Organisationen sehen eine Unterneh-
mensmitbestimmung im kirchlichen 
Bereich sehr kritisch.

Öffnungsklauseln für 
Ordensgemeinschaften

Öffnungsklauseln für ordensnahe Tätig-
keitsfelder sind ein weiteres Ziel, das 
DOK und AcU verfolgen, um vielen 
Gemeinschaften den Einstieg ins kir-
cheneigene Arbeitsrecht zu ermögli-
chen und damit eine Voraussetzung 
zum Erhalt des Dritten Wegs zu schaf-
fen. Viele in traditionellen Abteien vor-
kommende Tätigkeitsfelder werden von 
kirchlichen Vergütungssystemen häufig 
nicht erfasst, da keine vergleichbaren 
Personengruppen im diözesanen bzw. 
caritativen Bereich vorhanden sind. Die 

Lars Westinger legte nach dem 
Studium der Rechtswissenschaft in 
Trier und der Referendariatszeit in 
Koblenz 2008 das zweite juristische 
Staatsexamen ab. Er ist Rechtsan-
walt bei der Deutschen Ordensobern-
konferenz in Bonn. Im Rahmen 
seiner Tätigkeit berät er diese sowie 
die Höheren Oberinnen und Oberen 
in rechtlichen Fragestellungen. Einen 
Themenschwerpunkt bildet dabei das 
Arbeitsrecht.

Lars 
Westinger



kırc  ıchen Vergütungssysteme Ollten ( arıtas ewählt wurden: arüber
Öffnungsklauseln vorsehen, welche Ae hinaus SINa auch ın einıgen eg]lonal-
Anwendung Ce1INEes Tarıfwerkes erlauben, kommIıssionen Mitglieder der AcU VCI-

WEnnn Aieses C1INe branchenübliche, 1C-— lreien.

S]0Nal eltende tarıLvertragliche Rege- AcU und DOK werden sich auch künftug
lung darstellt, dIie mi1t Ce1iner dem eut- alur einsetzen, AQass Ae Wahlordnung
schen Gewerkschaftsbund angehörigen (ür Oie Dienstgeberseite der Arbeits-
Gewerkschaft abgeschlossen wurde. Fec  ıchen OMM1SSION der ('arıtas
DOK und AcU en emelınsam mi1t überarbeitet wIrd. S1e unterstutzen 1in
der Geschäftsstelle der Dienstgeberseite ausschließlich demokratisches Wahl-
der Arbeitsrec  iıchen KommıssIon der verfahren un lehnen QdQas biısherige
('arıtas einen entsprechenden Vorschlag einse1It1ge ec der DHözesan-( arıtas-
für &e1iNe Öffnungsklausel erarbeıtet. Der verbände ab, Mitglieder für dIie CS10-
Vorschlag wurde SOwochl 1 Arbeits- nalkommıssionen beshnmmen.
rechtsausschuss als auch ın der Zentra-
len KOommıssIon der Zentral-KODA he-

Ihe Zentrale Kommıssıon 1sT
dem rgebn1s sekommen, den KOmMMIS-
S1IONen empfehlen, Oie radensSSC-
meilnschaften ermutigen, ihre Anhe-
gen gegenüber den OMMISSIONEN
schildern und dIie S1P herangetrage- Ie gedruckte Ausgabe
NCNn nlıegen wohlwollend prüfen.
I heses rgebnis 1st als en erster Erfolg

werten. DOK und AcU werden sıch ın
Ad1esem ınne weIlterhin LÜr Öffnungs-
auseln eINsSetlzen.

Beteiligung IN den Zukunft des Drıtten €sKommiıssıonen ZUTF Ordnung Auswirkungen der Novelle derdes Arbeıitsvertragsrechts rundordnung
In den KOommMsSSIONeN ZUr Ordnung (M1Ö-

DOK und AcU unterstutzen den FErhaltZeS4ATNECN Arbeıitsvertragsrechts A-
eNn) mIıtzUwIrken und dort insbesondere des Dntten e  (} S1e hbefürworten dQas
dIie Interessen iIhrer Miıtglieder nachhal- kırchliche Arbeıitsrechtsregelungsver-
ug V|  4 scehen SsoOwohl AcU als fahren, dQas aul Konsens haslert un
auch DOK als hbedeutsam Ihe Cu«cC verantwortliche KoniIliktlösungsmecha-
Legislaturperiode der Arbeitsrec  ıchen NısmMen Ohne Arbeitskamp vorsieht. Im
Kommıssıon der ( arıtas hat gerade he- Rahmen der gemeiınsamen ege1lKOoM-
SgONnNnNeEN. ES konnte erreicht werden, Qass munıkatnonen wurden OQıe Auswıirkun-
ZwWwe1 Vertreter der Ordensgemeinschaf- gen der Urteile des Bundesarbeitsge-
ten und sechs Vertreter VOTl Mitgliedern richtes ZU Streikrecht auf Q1ıe

218 der AcU ın OQıe BundeskommIission der Mitglieder hbeider Urganisationen und218

kirchlichen Vergütungssysteme sollten 
Öffnungsklauseln vorsehen, welche die 
Anwendung eines Tarifwerkes erlauben, 
wenn dieses eine branchenübliche, re-
gional geltende tarifvertragliche Rege-
lung darstellt, die mit einer dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund angehörigen 
Gewerkschaft abgeschlossen wurde. 
DOK und AcU haben gemeinsam mit 
der Geschäftsstelle der Dienstgeberseite 
der Arbeitsrechtlichen Kommission der 
Caritas einen entsprechenden Vorschlag 
für eine Öffnungsklausel erarbeitet. Der 
Vorschlag wurde sowohl im Arbeits-
rechtsausschuss als auch in der Zentra-
len Kommission der Zentral-KODA be-
raten. Die Zentrale Kommission ist zu 
dem Ergebnis gekommen, den Kommis-
sionen zu empfehlen, die Ordensge-
meinschaften zu ermutigen, ihre Anlie-
gen gegenüber den Kommissionen zu 
schildern und die an sie herangetrage-
nen Anliegen wohlwollend zu prüfen. 
Dieses Ergebnis ist als ein erster Erfolg 
zu werten. DOK und AcU werden sich in 
diesem Sinne weiterhin für Öffnungs-
klauseln einsetzen.

Beteiligung in den 
Kommissionen zur Ordnung 
des Arbeitsvertragsrechts

In den Kommissionen zur Ordnung diö-
zesanen Arbeitsvertragsrechts (KODA-
en) mitzuwirken und dort insbesondere 
die Interessen ihrer Mitglieder nachhal-
tig zu vertreten, sehen sowohl AcU als 
auch DOK als bedeutsam an. Die neue 
Legislaturperiode der Arbeitsrechtlichen 
Kommission der Caritas hat gerade be-
gonnen. Es konnte erreicht werden, dass 
zwei Vertreter der Ordensgemeinschaf-
ten und sechs Vertreter von Mitgliedern 
der AcU in die Bundeskommission der 

AK Caritas gewählt wurden; darüber 
hinaus sind auch in einigen Regional-
kommissionen Mitglieder der AcU ver-
treten.
AcU und DOK werden sich auch künftig 
dafür einsetzen, dass die Wahlordnung 
für die Dienstgeberseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission der Caritas 
überarbeitet wird. Sie unterstützen ein 
ausschließlich demokratisches Wahl-
verfahren und lehnen das bisherige 
einseitige Recht der Diözesan-Caritas-
verbände ab, Mitglieder für die Regio-
nalkommissionen zu bestimmen. 
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Zukunft des Dritten Weges / 
Auswirkungen der Novelle der 
Grundordnung

DOK und AcU unterstützen den Erhalt 
des Dritten Weges. Sie befürworten das 
kirchliche Arbeitsrechtsregelungsver-
fahren, das auf Konsens basiert und 
verantwortliche Konfliktlösungsmecha-
nismen ohne Arbeitskampf vorsieht. Im 
Rahmen der gemeinsamen Regelkom-
munikationen wurden die Auswirkun-
gen der Urteile des Bundesarbeitsge-
r ichtes  zum Stre ikrecht  auf  d ie 
Mitglieder beider Organisationen und 
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darüber hinaus auch die zunehmend 
kritische Einstellung der Gewerkschaf-
ten und der Politik zum Dritten Weg 
besprochen. Aktuell sind Vertreter des 
Marburger Bundes bereits Mitglieder in 
den Arbeitsrechtlichen Kommissionen 
der Caritas. Die Gewerkschaft ver.di 
bekämpft den Dritten Weg und hat be-
reits Mitarbeitende von kirchlichen 
Einrichtungen zum Streik und einzelne 
kirchliche Dienstgeber zu Tarifverhand-
lungen aufgefordert.
Vor diesem Hintergrund wird es ent-
scheidend darauf ankommen, dass die 
Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kom-
missionen die Chance nutzen, das eige-
ne Arbeitsrecht konstruktiv und attrak-
tiv zu gestalten. Gefordert ist eine 

innovative Tarifpolitik, die mit neuen 
tariflichen Rahmenbedingungen Lösun-
gen für die aktuellen Probleme bietet.
Das kirchliche Arbeitsrecht kann nur 
dauerhaft bestehen, wenn es die kirchli-
chen Besonderheiten berücksichtigt und 
auch auf Akzeptanz bei den betroffenen 
Einrichtungen stößt. 
Durch die Kooperation von DOK und 
AcU konnten in den vergangenen Jah-
ren bereits viele Verbesserungen er-
reicht werden. Auch zukünftig werden 
beide Organisationen in arbeitsrechtli-
chen Themenstellungen eng zusam-
menarbeiten, um so die Herausforde-
rungen des kirchlichen Arbeitsrechtes 
aktiv im Sinne ihre Mitglieder und de-
ren Einrichtungen angehen zu können.

Die AcU gestaltet Tarifpolitik für Dienstgeber

Bereits vor über 15 Jahren haben sich caritative Träger und Einrichtungen in der 
Arbeitsgemeinschaft caritativer Unternehmen (AcU) zusammengeschlossen, um 
ihre tarifpolitischen Anliegen und unternehmerischen Interessen gemeinsam zu 
vertreten und die Weiterentwicklung des Tarif- und Arbeitsrechts der Caritas 
mitzugestalten. 
Heute vertritt die AcU - als Dienstgeberverband - caritative Unternehmen aus 
allen Regionen Deutschlands und repräsentiert die Vielfalt der Branchen in der 
Caritas. Die Mitglieder der AcU beschäftigen branchenübergreifend und bundes-
weit über 100.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in allen caritativen Arbeits-
feldern. 
Die AcU verfolgt das Ziel, dass ihre Mitglieder als wettbewerbsfähige caritative 
Unternehmen die sozialen Märkte mitgestalten und ihre Einrichtungen sichern. 
Dazu bietet die AcU ihren Mitgliedern ein großes Dienstgeber-Netzwerk, eine 
starke Interessenvertretung und zahlreiche Dienstleistungen, wie z.B. Beratun-
gen, Praxishilfen, Schulungen und Fachtagungen.

Weitere Informationen unter www.a-cu.de


